
Beschlussvorschlag: 
 
 
Die Stadtverwaltung wird gebeten, prüft die Einführung von Bezahlkarten „Stadtgutscheinen 

für (H)alle“ anstatt der Ausgabe von Bargeld als Aufwandsentschädigung an Mitglieder des  

Stadtrates asylsuchende Menschen und eine Bewerbung beim Land als Modellkommune 

für die im Jahr 2024 geplante Einführung der Bezahlkarte zu prüfen.  

 
 


